Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudtsache Nr. 4198 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Vogel, Dr. Mende, Walter und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben auf dem Gebiet des 

Rundfunks 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

(1) Es wird eine Anstalt des öffentlichen 
ReAts „DER DEUTSCHE RUNDFUNK“ 
errichtet. 

(2) Sitz der Anstalt ist Düsseldorf. 

(3) Die Anstalt hat das Recht der Selbst- 
verwaltung; sie genießt die den gemeinnützi- 
gen Anstalten zuerkannten Rechte. 

§ 2 

Aufgaben der Anstalt sind; 

1. der Betrieb der Deutschen Welle ( 14), 

2. der Betrieb des Deutschen Kurzwellen- 
Dienstes (§ 15), 

3. der Betrieb des Deutschen Fernseh- 
Rundfunks (§ 16), 

4. die Wahrnehmung sonstiger gemeinsamer 
Aufgaben auf dem Gebiet des Rundfunks 
(§§ 17 bis 19). 

§ 3 

Organe der Anstalt sind: 

1. der Gesamtrat, 

2. der Geschäftsführende Ausschuß, 

3. der Direktor. 


§ 4 

(1) Dem Gesamtrat gehören an; 


a) der Generaldirektor 
des NWDR 

mit 

3 Stimmen, 

der Intendant des Baye- 
rischen Rundfunks 

mit 

2 Stimmen, 

die Intendanten der 
übrigen Rundfunkan- 
stalten 

mit je 1 Stimme, 

der Intendant der 
Deutschen Welle (§ 14) 

mit 

1 Stimme, 

der Intendant des 
Deutschen Kurzwel- 
len-Dienstes (§ 15) 

mit 

1 Stimme, 

der Intendant des 
Deutschen Fernseh- 
Rundfunks (§ 16) 

mit 

2 Stimmen; 

b) der Vorsitzende des 
Verwaltungsrats des 
NWDR 

mit 

3 Stimmen, 

der Vorsitzende des 
Verwaltungsrates des 
Bayerischen Rund- 

funks 

mit 

2 Stimmen, 

die Vorsitzenden der 
V er waltungsräte der 
sonstigen Rundfunk- 
anstalten 

mit je 1 Stimme, 

c) der Vorsitzende des 
Hauptausschusses des 
NWDR 

mit 

3 Stimmen, 
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der Vorsitzende des 
Rundfunkrates des 
Bayerischen Rund- 
funks mit 2 Stimmen, 

die Vorsitzenden der 
Rundfunkräte der 
sonstigen Rundfunk- 
anstalten mit je 1 Stimme; 

d) 6 Vertreter des Bun 

destages 

6 Vertreter des Bun 
desrates 

3 Vertreter der Bun 
desregierung 

e) je 1 Vertreter 

der evangelischen 
Kirche, 

der katholischen 
Kirche, 

der Deutschen Ge- 
werkschaften, 

des Gemeinschaftsaus- 
schusses der Deutschen 
Wirtschaft, 

sowie 3 weitere durch 
Zuwahl des Gesamt- 
rates zu bestimmende 
Personen, die auf dem 
Gebiet des Rundfunks 
besonders sachverstän- 
dig sind und keiner 
Rundfunkanstalt an- 
gehören, sämtlich mit je 1 Stimme. 

(2) Sobald im Lande Berlin eine eigene 
Rundfunkanstalt errichtet ist und ihren Sen- 
debetrieb aufgenommen hat, treten der In- 
tendant, der Vorsitzende des Verwaltungs- 
rates und der Vorsitzende des Rundfunk- 
rates mit einfachem Stimmrecht zum Gesamt- 
rat hinzu. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstabe e genannten 
Personen werden auf die Dauer von drei 
Jahren bestellt. 

(4) Die Mitglieder des Gesamtrates sind an 
Weisungen nicht gebunden. Sie dürfen keine 
Aufträge entgegennehmen und handeln in 
eigener Verantwortung. 


§ 5 

(1) Die Beschlüsse des Gesamtrates werden 
mit einfacher Mehrheit der Stimmen der An- 
wesenden gefaßt. Der Gesamtrat ist beschluß- 
fähig, wenn die Mehrheit der Stimmen seiner 
Mitglieder vertreten ist. 

(2) Das Stimmrecht kann nur bei persön- 
licher Anwesenheit des Mitglieds ausgeübt 
werden. 

S 6 

(1) Der Gesamtrat wählt alle drei Jahre aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. 

(2) Der Gesamtrat gibt sich und dem Ge- 
schäftsführenden Ausschuß eine Geschäftsord- 
nung. 

(3) Der Gesamtrat kann Fachausschüsse 
einsetzen. Die Fachausschüsse können Sach- 
verständige ohne Stimmrecht hinzuziehen. 

§ 7 

(1) Der Geschäftsführende Ausschuß be- 
steht aus fünf Mitgliedern. Jede der in § 4 
Abs. 1 Buchst, a bis e genannten fünf 
Gruppen bestellt aus ihrer Mitte je ein Mit- 
glied auf die Dauer von drei Jahren; der Vor- 
sitzende des Gesamtrates gilt als von der 
Gruppe bestellt, der er angehört. 

(2) Keine Rundfunkanstalt kann mit mehr 
als einem Mitglied im Geschäftsführenden 
Ausschuß vertreten sein. 

(3) Die Mitgliedschaft im Geschäftsführen- 
den Ausschuß erlischt, sobald das Mitglied aus 
dem Gesamtrat ausscheidet. 

(4) Der Vorsitzende des Gesamtrates führt 
den Vorsitz im Geschäftsführenden Ausschuß. 

S 8 

(1) Die Beschlüsse des Geschäftsführenden 
Ausschusses werden mit der Mehrheit der 
Stimmen seiner Mitglieder gefaßt. Die Mit- 
glieder haben gleiches Stimmrecht. 

(2) Im Behinderungsfalle kann sich jedes 
Mitglied durch einen Angehörigen seiner 
Gruppe (§ 4 Abs. 1 Buchst, a bis e) ver- 
treten lassen. 

§ 9 

(1) Der Geschäftsführende Ausschuß be- 
schließt über die Einberufung des Gesamt- 
rates und legt die Tagesordnung der Sitzung 
fest. 


mit je 1 Stimme, 
mit je 1 Stimme, 
mit je 2 Stimmen; 
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(2) Der Geschäftsführende Ausschuß hat 
den Gesamtrat einzuberufen oder die Tages- 
Ordnung zu ergänzen, wenn ein Drittel der 
Stimmen der Mitglieder des Gesamtrates dies 
verlangt. 

§ 10 

(1) Die Mitglieder des Geschäftsführenden 
Ausschusses sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Sie erhalten eine Aufwandsentschädi- 
gung, deren Hohe der Gesamtrat im Beneh- 
men mit dem Bundesrechnungshof festsetzt. 

§ 11 

(1) Der Direktor wird vom Gesamtrat auf 
die Dauer von fünf Jahren berufen. 

(2) Er führt die Geschäfte der Anstalt nach 
Maßgabe der Beschlüsse des Gesamtrates und 
des Geschäftsführenden Ausschusses. 

(3) Der Direktor ist zur Teilnahme an den 
Sitzungen des Gesamtrates, seiner Fachaus- 
schüsse sowie des Geschäftsführenden Aus- 
schusses befugt und auf Verlangen ver- 
pflichtet. 

§ 12 

(1) Der Direktor vertritt die Anstalt ge- 
richtlich und außergerichtlich. 

(2) Der Vorsitzende des Gesamtrates ver- 
tritt die Anstalt gegenüber dem Direktor. 

§ 13 

(1) Das Rechnungsjahr läuft vom 1. April 
bis zum 31. März des folgenden Jahres. 

(2) Der Direktor legt dem Geschäftsführen- 
den Ausschuß bis zum 1. Februar jeden Jahres 
einen Gesamt-Haushaltsplan der Anstalt für 
das kommende Rechnungsjahr vor. 

Der Geschäftsführende Ausschuß legt den 
Gesamt-Haushaltsplan mit seiner Stellung- 
nahme dem Gesamtrat bis zum 1. März zur 
Genehmigung vor. 

(3) Der Direktor legt dem Geschäftsfüh- 
renden Ausschuß unverzüglich nach Abschluß 
des Rechnungsjahres eine Gesamt-Jahresab- 
rechnung der Anstalt vor. Der Gesdiäftsfüh- 
rende Ausschuß legt die Gesamt-Jahresabrech- 
nung mit einem Prüfungsbericht des Bundes- 
rechnungshofes und einer eigenen Stellung- 
nahme dem Gesamtrat zur abschließenden 
Genehmigung vor. Die genehmigte Gesamt- 
Jahresabrechnung wird nach näherer Bestim- 
mung des Gesdiäftsführenden Ausschusses 
veröffentlicht. 


§ 14 

(1) Die Anstalt betreibt als Gemeinschafts- 
sender der Landes-Rundfunkanstalten die 
Deutsche Welle. Die Sendungen der Deut- 
schen Welle setzen sich im wesentlichen aus 
Beiträgen der deutschen Rundfunkanstalten 
zusammen; diese haben ihre Programme der 
Deutschen Welle ohne Berechnung der Pro- 
duktionskosten zur Verfügung zu stellen. 
Für Nachrichtendienste, politische Kommen- 
tare und Diskussionen Ist eine eigene Redak- 
tion einzusetzen. 

(2) Der Gesamtrat regelt die Organisation 
der Deutschen Welle, wobei der Gesamtrat 
die Stellung eines Rundfunkrates, der Ge- 
schäftsführende Ausschuß die Stellung eines 
Verwaltungsrates hat. 

(3) Der Gesamtrat beruft den Intendanten 
auf die Dauer von höchstens vier Jahren. 
Der Gesamtrat überwacht die Überparteilich- 
keit der Programme der Deutschen Welle. 

(4) Der Geschäftsführende Ausschuß über- 
wacht die Tätigkeit des Intendanten. Er kann 
dem Intendanten allgemeine Weisungen er- 
teilen. Der Intendant hat in allen wichtigen 
Angelegenheiten grundsätzlicher oder finan- 
zieller Art die Genehmigung des Geschäfts- 
führenden Ausschusses einzuholen. 

(5) Der Intendant führt die Geschäfte der 
Deutschen Welle. Er trägt die Verantwortung 
im Rahmen der Entscheidungen des Ge- 
schäftsführenden Ausschusses (Absatz 4 Sätze 
2 und 3) 

a) für die Programmgestaltung, 

b) für die Personalanstellung, 

c) für die Finanzgebarung, 

d) für Verwaltung und technischen Betrieb 
der Deutschen Welle. 

(6) Der Intendant unterliegt keinen Wei- 
sungen des Direktors. Er vertritt die Anstalt 
In Angelegenheiten der Deutschen Welle an 
Stelle des Direktors (§ 12 Abs. 1). Er über- 
mittelt rechtzeitig den Vorschlag eines Haus- 
haltsplanes und die Jahresabrechnung der 
Deutschen Welle (§13 Abs. 2 und 3). 

(7) Der Intendant kann sein Stimmrecht im 
Gesamtrat insoweit nicht ausüben, wie der 
Gesamtrat In seiner Eigenschaft als Rund- 
funkrat der Deutschen Welle tätig wird. 

§ 15 

(1) Die Anstalt betreibt als Gemeinschafts- 
sender der Landesrundfunkanstalten den 
DEUTSCHEN KURZWELLENDIENST. 
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Zu den Aufgaben des Deutschen Kurzwellen- 
dienstes gehört, das Ausland über die amt- 
liche Haltung der Bundesrepublik zu außen- 
politischen Fragen zu unterrichten. 

(2) § 14 Abs. 1 bis 7 findet entsprechende 
Anwendung. 

§ 16 

(1) Die Anstalt betreibt den Deutschen 
Fernseh-Rundfunk, 

(2) § 14 Abs. 2 bis 7 findet entsprechende 
Anwendung. 

§ 17 

Die Anstalt kann durch Beschluß des Ge- 
samtrates mit Zweidrittel-Stimmenmehrheit 
weitere gemeinsame Einrichtungen auf dem 
Gebiet des Rundfunks schaffen, sofern hier- 
durch nicht die Eigenständigkeit der einzel- 
nen Rundfunkanstalten beeinträchtigt wird. 

§ 18 

(1) Die deutschen Rundfunkanstalten 
haben alle Einrichtungen, die der Forsdiung 
und Entwicklung auf dem Gebiet des Ton- 
funks und Fernsehfunks dienen, innerhalb 
eines Jahres nadi Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf die Anstalt zu übertragen. Die An- 
stalt hat diese Einrichtungen unter Leitung 
eines Direktors zusammenzufassen und zum 
gemeinsamen Nutzen des deutschen Rund- 
funks fortzuführen. 

(2) Als Entschädigung hat die Anstalt nach 
Übernahme aller Einrichtungen der betrof- 
fenen Rundfunkanstalten insgesamt eine fort- 
laufende, jährliche Rente von 500 000, — DM 
zu zahlen, die sich auf die einzelnen Rund- 
funkanstalten im Verhältnis des Wertes der 
übertragenen Einrichtungen verteilt. 

§ 19 

Der Gesamtrat berät die Organe des Bun- 
des in allen Rundfunkangelegenheiten. 

§ 20 

Die Genehmigung zum Errichten und Be- 
treiben von Ton- und Fernseh-Rundfunk- 

Bonn, den 18. März 1953 


empfangsanlagen erteilt der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen. 

§ 21 

(1) Der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen hat der Anstalt 5/6 des Ge- 
samtaufkommens der Fernsehgebühren für 
Zwecke des Deutschen Fernseh-Rundfunks zu- 
zuführen. 

(2) Von dem Gesamtaufkommen der 
Hörergebühren hat der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen zuzuführen: 

1/6 an die Anstalt zur Durchführung der ihr 

übertragenen Aufgaben, 

4/6 an die Landesrundfunkanstalten und zwar 

1/6 zu gleichen Teilen und 

3/6 im Verhältnis der aus den jeweiligen 
Versorgungsgebieten eingehenden Hörer- 
gebühren. 

§ 22 

Rundfunksendungen auf Kurzwelle sowie 
auf Ultra-Kurzwelle für Fernsehen sind aus- 
schließlich Angelegenheit der Anstalt. 

§ 23 

Diejenigen Bestimmungen des Landesrechts 
und der Verordnung der Britischen Militär- 
regierung Nr. 118 (abgeänderte Fassung) und 
der Verordnungen der Französischen Militär- 
regierung Nr. 187 und 188, die den Vor- 
schriften dieses Gesetzes entgegenstehen, wer- 
den aufgehoben. 

§ 24 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (BGBl. I S. 1) auch im Land Berlin, 

§ 25 

Dieses Gesetz tritt am , , , , in Kraft. 


Dr. Vogel, Brookmann, Muckermann, 

Dr. von Brentano, Dr. Krone, Dr. Schröder 
Dr. Mende 

Dr. Schäfer und Fraktion 
Walter 

Dr. von Merkatz und Fraktion 
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